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1.	Einleitung

Außen- und Sicherheitspolitik stellen in demokratischen 
Staaten keine „Domänen“ der Exekutive dar, wie 
dies in älteren Lehrbüchern oft behauptet wurde. 

Parlamenten kommt seit rund zwei Jahrzehnten in vielen 
Demokratien eine steigende Mitwirkung in der Friedens- und 
Sicherheitspolitik zu.1 Im Zuge der Politisierung von Außen- 
und Sicherheitspolitik spielen zunehmend auch Bürger/-innen 
eine gewichtigere Rolle als Legitimationsspender/-innen: 
So ist die Auseinandersetzung mit Globalisierungsthemen, 
Demokratiedefiziten internationaler Institutionen und 
Gewaltkonflikten auf die mediale Agenda gerückt. Bürger/-
innen, Aktivisten/-innen und Experten/-innen sind vor 
diesem Hintergrund als Akteursgruppen ernst zu nehmen, 
die auch auf außen- und sicherheitspolitische Entscheidungen 
Einfluss nehmen können, etwa über Massenproteste, Social-
Media-Kampagnen oder Teilnahme an Dialogforen. Es reicht 
also nicht aus, den Einfluss von „Öffentlichkeit“ lediglich 
über die gemessene „öffentliche Meinung“ in Form von 
Umfragen zu erfassen, die auch für diese Politikfelder zahlreich 
vorliegen. In diesem Beitrag sollen neuere Experimente 
mit Bürgerbeteiligungsverfahren, die einen strukturierten 
dialogischen Charakter haben und sich mit außen- und 
sicherheitspolitischen Themen befassen, in unvermeidlicher 
Knappheit und Selektivität eingeordnet werden.2 Gerade in 
der Friedens- und Konfliktforschung sollten jedoch auch 
solche Formen von Öffentlichkeit und Manifestationen 
von Partizipation verstärkt in die Forschungsagenda 
aufgenommen werden, die sich teils zu systemablehnenden 
Gegenöffentlichkeiten entwickeln.

2.	„So tief ist der Graben…“: 
Beteiligungsverfahren als Brücke?

In Deutschland haben Dialogverfahren in der Außen- und 
Sicherheitspolitik auch deswegen eine vermehrte (wenngleich 
noch sehr zaghafte) Konjunktur, weil sich das Land mit hohen 
Erwartungen aus dem Ausland konfrontiert sieht, für die es 
in der Gesellschaft nur bedingt Akzeptanz gibt. Zahlreichen 
Bürger/-innen bleiben die wiederholten (Er-)Mahnungen, 
Deutschland müsse international „mehr Verantwortung“ über-
nehmen, offenbar suspekt. Mit Blick auf eine entsprechende 
Umfrage formulierte Frank-Walter Steinmeier, seinerzeit noch 
als Außenminister, die eindrückliche Graben-Metapher:  

„So tief ist der Graben zwischen Erwartungen im In- und im 
Ausland, zwischen außenpolitischen Eliten und breiter Öffent-
lichkeit. Ein Ingenieur würde vielleicht sagen: Guten Gewissens 
würd ich über den Graben keine Brücke bauen. Doch Politik hat 
keine Wahl – sie muss sich über solche Gräben bewegen, um 
überhaupt handlungsfähig zu sein“ (Steinmeier 2014).

1	 Siehe hierzu das Schwerpunktheft von S+F im Jahr 2017 (35: 2).
2	 Hier können nicht die vielfältigen Formen und Formate partizipatorischer 

Verfahren erläutert werden, siehe hierzu z.B. Nanz/Fritsche (2012); 
Elstub/Escobar (2019).

Beteiligungsverfahren sollen sich gemäß dieser Metapher als die 
rettende Brücke erweisen. Solche Verfahren sind in die jeweils 
spezifischen Strukturen eines nationalstaatlichen politischen 
Systems und in die politische Kultur eingebettet: 

„Politische Partizipation ist mithin von einem beständigen Wan-
del zwischen intensiver und geringer, verfasster und unverfasster, 
systemkonformer und auf Systemwandel drängender Teilhabe 
gekennzeichnet. Alle Formen der Partizipation bleiben in beson-
dere politische Rahmenbedingungen eingebettet, die durch unter-
schiedliche Intensitätsgrade demokratischer Mitwirkungsangebote 
und Gestaltungsoptionen hervorstechen“ (Richter 2018: 538).

Im Kontext der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik sind 
hier zum einen Formate zu nennen, die top-down von der Exe-
kutive initiiert werden. Das Auswärtige Amt (AA) gehört hier zu 
einem kleineren Kreis von Außenministerien im internationalen 
Kontext, die Bürgerdialogformate anbieten (Adebahr et al. 2018: 
13). So enthielt der viel beachtete, vom AA organisierte Selbstver-
ständigungsprozess „Review 2014 – Außenpolitik weiter denken“ 
auch eine Phase der Öffentlichkeitsbeteiligung, in der zahlreiche 
bürgerdialogähnliche Veranstaltungen durchgeführt wurden. Wie 
der damalige Außenminister Steinmeier betonte, sollte der offene 
Dialog mit den Bürger/-innen ein fortdauernder Prozess sein. Das 
AA bemüht sich seitdem in der Tat, weitere partizipative Formate 
durchzuführen, wie den Open Situation Room, „Diplomatie im 
Dialog“ oder die „Bürgerwerkstatt Außenpolitik“.3

Die Idee einer permanenten Debatte mit der Gesellschaft ist auch 
dem Bundesverteidigungsministerium vertraut – so wird immer 
wieder von der „Verstetigung“ der sicherheitspolitischen Debatte 
gesprochen, die vonnöten sei (z.B. Breuer/Schwarz 2016: 85). So 
sollte u.a. der „partizipative Weißbuch-Prozess“ 2015-2016, der im 
Kern eine Beteiligung von Experten/-innen über entsprechende 
Workshops vorsah, in einen breiteren gesellschaftlichen, diskur-
siven Kontext eingebettet werden (Jacobi/Hellmann 2018; Geis 
2020: 217-221). Es gehört auch zum Auftrag der Bundesakademie 
für Sicherheitspolitik (BAKS), die gesellschaftliche sicherheitspo-
litische Debatte zu fördern. Einige Bürgerdialogveranstaltungen 
wurden auch in diesem Kontext durchgeführt. Insgesamt, so 
konstatieren etwa Daniel Jacobi und Gunther Hellmann – auch 
im Hinblick auf den Review-Prozess des AA –, sei man in Deutsch-
land jedoch von einer „dialogisch orientierten Sicherheitskultur 
und produktiven Sicherheitskommunikation“ noch entfernt, 
ähnelten solche top-down-Kommunikationen teils doch eher 
„Erziehungskampagnen“ (Jacobi/Hellmann 2018: 9).

Einen anderen Weg als diese von der Exekutive initiierten 
Formate weist etwa die aufwändige „Dialog-“ bzw. „Strategie-
Werkstatt Sicherheitspolitik“, welche die Schader-Stiftung in 
Kooperation mit der Goethe-Universität Frankfurt/Main und 
der Stiftung Wissenschaft und Demokratie 2019 und 2020 
durchführte: Diese brachten sogenannte „Experten/-innen“ und 
„Laien/-innen“ (das heißt Bürger/-innen, die sich selbst nicht 
als besonders bewandert in Sicherheitspolitik einschätzen) in 
unterschiedlichen strukturierten eintägigen Gesprächsformaten 
zusammen, stellten jedoch die Arbeit der „Laien/-innen“ in 

3	 Eine demokratietheoretisch geleitete Analyse solcher Verfahren wurde 
an anderer Stelle vorgenommen (Geis/Pfeifer 2017; Pfeifer et al. 2020).
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Charakter: Sie stellen gewissermaßen „Einladungen“ an Bürger/ 
-innen dar, sich zu beteiligen, sind jedoch nicht fester Bestand-
teil formeller Entscheidungsverfahren. Solche diversifizierten 
„invited spaces“ entstehen nun also auch (mit großer Verzöge-
rung) in der Außen- und Sicherheitspolitik, dem vermeintlichen 
Arkanum staatlichen Entscheidens und Handelns. 

Was jedoch auffällt: Diese Formate ziehen offenbar nur eine 
„rationale“ Öffentlichkeit an, repräsentiert durch ausgeloste oder 
sich selbst auf Einladungen meldende Bürger/-innen, die zumeist 
auf rationale Argumentation eingestimmt sind, keine radikale 
Regierungs- oder Staatskritik artikulieren und in der Tendenz eher 
kosmopolitische Einstellungen zeigen. Schon durch das Verfah-
rensdesign wird der Modus der rationalen Argumentation in den 
Vordergrund gerückt, teils auch durch die fokussierte Erarbeitung 
bzw. Rezeption von Fachwissen. Letztlich werden so auch außen-
politische Grundüberzeugungen (wie: „mehr Europa“) gefördert. 
Sich als selbstbewusst „dissident“ wahrnehmende Bürger/-innen 
nehmen im Allgemeinen nicht an solchen Formaten teil, ebenso 
wenig Angehörige von sozial marginalisierten Schichten oder 
Gruppen. Dies spiegelt eine wohlbekannte Kritik an deliberativen 
Demokratiemodellen: dass diese (zu) hohe Anforderungen an 
die kommunikative und kognitive Kompetenz stellten; keinen 
Raum böten für das Emotionale oder Irrationale in der Politik 
und unterprivilegierte Gruppen exkludierten.7

Bleiben die „kritischen Bürger/-innen“ solchen „invited spaces“ 
fern? Man weiß noch immer zu wenig über die Einstellungen und 
Motivationslagen der Bürger/-innen, die zu den partizipativen 
Formaten in der Außen- und Sicherheitspolitik kommen, und 
ebenso wenig über diejenigen, die ihnen dezidiert fernbleiben. 
Die Figur des/der „kritischen Bürgers/-in“ ist in der Demokra-
tieforschung seit Langem eingeführt und nicht mit radikalen 
systemfeindlichen Einstellungen zu verwechseln, wie sie sich in 
jüngster Zeit u.a. als Minderheit im Kontext von Demonstrationen 
gegen die Migrations- sowie Pandemiebekämpfungspolitik der 
Bundesregierung lautstark artikulieren. „Kritische Bürger/-innen“ 
sind politisch selbstbewusst, nutzen unterschiedliche Formen 
konventioneller und unkonventioneller politischer Beteiligung 
und können durch ihre Kritik und Partizipation das demokra-
tische System unter Umständen sogar festigen. Sie werden durch 
zwei grundlegende Einstellungsmuster gekennzeichnet: 

„Erstens bevorzugen sie die Demokratie gegenüber anderen 
Staatsformen, d.h. sie unterstützen die normativen Grundwerte 
der Demokratie. Zweitens sind sie unzufrieden mit der Perfor-
manz der Demokratie, in der sie leben. Das heißt, sie bewerten 
die Leistung zentraler Institutionen der Demokratie (…) negativ 
und weisen auch vergleichsweise geringe Vertrauensniveaus in 
politische Institutionen auf“ (Ritzi/Wagner 2018: 556).  

Auf Basis unserer Analysen von partizipativen Formaten in der 
Außen- und Sicherheitspolitik8 lässt es sich nicht eindeutig 
bewerten, inwiefern „kritische Bürger/-innen“ (in diesem kon-
zeptionellen Verständnis) teilnehmen, jedoch wird eher selten 
sehr scharfe Kritik an der außen- und sicherheitspolitischen Per-
formanz der Bundesregierung geäußert. Einige Formate, wie der 
Review-Prozess 2014 oder der partizipative Weißbuch-Prozess, 
weisen zudem schon eine deliberative „Schlagseite“ seitens der 
staatlichen Initiatoren/-innen auf: Beide Prozesse wurden von 
vornherein in einem gewissen antizipierten Spektrum eines 
Diskursrahmens organisiert, nämlich der Überzeugung der 
politischen Elite im AA oder im Verteidigungsministerium, 

7	 Eine differenzierte Bewertung der Kritik, deliberative Verfahren 
beförderten weniger die Emanzipation denn die Konservierung etwa 
von Machtverhältnissen, bieten Schäfer/Merkel (2020).

8	 Siehe Fußnote 3. Unsere Analysen beruhen zum Teil auf teilnehmenden 
Beobachtungen solcher Formate.

den Vordergrund, die u.a. eine Strategie für eine europäische 
Armee erarbeiten sollten.4 

Schließlich ist als weitere Variation eines sehr aufwändigen 
Partizipationsformats auf einen (bislang erst zweiten) bundes-
weiten „Bürgerrat“ zu verweisen, der von Januar bis März 2021 
seine Arbeit aufnehmen wird und den der selbstorganisierte 
„Bürgerrat Demokratie“5 als seinen Erfolg verbucht – ange-
sichts der Pandemiesituation ausschließlich digital und nicht 
mehr, wie ursprünglich geplant, in Präsenz. Die 160 per Los 
ausgewählten Bürger/-innen sollen mit Unterstützung von 
Experten/-innen und professionellen Beteiligungsinstituten 
ein Bürgergutachten erarbeiten und dem Bundestag übergeben; 
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble hat die Schirmherr-
schaft übernommen. Das Thema ist eigentlich schon aus dem 
Review-Prozess des AA bekannt und denkbar breit angelegt, es 
geht um die „Rolle Deutschlands in der Welt“ und wird u.a. 
sicherheitspolitische Themen beinhalten. Es soll damit auch 
erprobt werden, „ob das Instrument Bürgerrat zur Unterstüt-
zung der parlamentarischen Arbeit taugt und wie ein solches 
Format für die Zukunft aussehen könnte“.6

Aus wissenschaftlicher Perspektive sollte erforscht werden, wie 
diese Verfahren, wie auch viele andere im Bereich innenpolitischer 
Themen, die dialogisch-partizipativ angelegt sind, anhand von 
normativen Kriterien aus der Demokratietheorie bewertet werden 
können: Wie wurden z.B. die Teilnehmer/-innen ausgewählt; wie 
inklusiv und transparent sind die Verfahren; genügen sie den 
Anforderungen an einen rationalen Diskurs; fördern sie gemein-
wohlorientierte politische Entscheidungen? Auf der „Output“-
Seite dieser informellen Verfahren ist zu evaluieren, welchen 
Einfluss sie auf politische Maßnahmen haben – was bei reinen 
Beratungsverfahren in der Regel von vornherein nicht beabsich-
tigt ist. Der potenzielle Nutzen liegt bei solchen Formaten vor 
allem in der Vertiefung von demokratischen Tugenden und der 
Selbsterfahrung als kompetente/r Bürger/-in, dessen bzw. deren 
Meinung und Mitdenken „gefragt“ ist. Mithin liegt der Nutzen 
auch in der Stärkung von Vertrauen in politische Institutionen, 
sofern die Formate „von oben“ organisiert werden.

3.	Neue Räume für eine (rein) „rationale“ 
Öffentlichkeit? 

Auch wenn es im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik in 
Deutschland inzwischen vermehrt strukturierte Beteiligungs-
verfahren für Bürger/-innen gibt, sind diese im Vergleich zu 
innenpolitischen Feldern (insbesondere der Umwelt-, Klima- 
und Infrastrukturpolitik) immer noch selten und bleiben in der 
Regel ohne jegliche Bindungswirkung für politische Akteure. 
Die mangelnde formelle Bindungswirkung findet sich allerdings 
auch in anderen partizipativen Verfahren, die über die gesetzlich 
verankerte Mitbestimmung durch Bürger/-innen hinausgehen. 
Dies liegt an ihrem freiwilligen und in dem Sinne „informellen“ 

4	 Zu beiden Formaten gibt es ausführliche Berichte, siehe https://www.
schader-stiftung.de/themen/gemeinwohl-und-verantwortung/fokus/
sicherheitspolitik/.

5	 Der „Bürgerrat Demokratie“ wurde 2019 von dem überparteilichen, 
gemeinnützigen Verein „Mehr Demokratie“ und der Schöpflin Stiftung 
angestoßen. „Mehr Demokratie“ wurde 1988 mit dem Ziel gegründet, 
die Möglichkeiten „direkter Mitbestimmung für Bürgerinnen und Bürger 
zu fördern und auszubauen“. Die Schöpflin Stiftung setzt sich ein für 
„kritische Bewusstseinsbildung, eine lebendige Demokratie sowie eine 
vielfältige Gesellschaft“. Beide Selbstbeschreibungen zu finden unter 
https://www.buergerrat.de/ueber-uns/initiatoren-und-initiatorinnen/.

6	 Siehe https://deutschlands-rolle.buergerrat.de/buergerrat/fuenf-
minuten-info/.
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weltweite Klimaschutzpolitik und fordern Klimagerechtigkeit. 
In den Demonstrationen der „Querdenken“-Bewegung dagegen 
wird zwar mit „Demokratie“, „Freiheit“ und „Liebe“ argumen-
tiert und der Regierung vorgeworfen, sie führe die Bevölkerung 
in eine Meinungsdiktatur (Hentschel 2021), jedoch zeigen sich 
auf den Straßen und Plätzen des öffentlichen Raums und in 
den virtuellen Räumen immer aggressivere Drohungen und 
antidemokratische Tendenzen, die neues Konfliktpotenzial 
zu Tage treten lassen und den inneren Frieden bedrohen. Die 
Spannbreite solcher Öffentlichkeitsphänomene gehört ebenso 
auf die Agenda der heutigen Friedens- und Konfliktforschung.
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dass Deutschland fraglos mehr internationale Verantwortung 
übernehmen müsse. Damit liegt auch eher eine Schein- bzw. 
partielle Politisierung vor: Deliberative Prozesse sollten ergeb-
nisoffen sein – hier macht sich der besondere deutsche Kontext 
für diese Formate bemerkbar: Sie stellen auch einen Versuch dar, 
die Bürger/-innen für eine aktivere Außenpolitik zu gewinnen 
(Geis/Pfeifer 2017; Geis 2020). Diese aktivere Außenpolitik 
spiegelt die im Politikprozess ausgehandelten Leitlinien wider, 
die eingebettet sind in internationale Kooperations- und Bünd-
nispolitik, was anderen aber zu weit gehen kann. Pazifistische 
Meinungen etwa laufen somit Gefahr, in dem Rahmen schon 
als – geradezu verantwortungslose – politische Träumerei in einer 
„aus den Fugen geratenen“ Welt stigmatisiert zu werden (vgl. 
Mickan et al. 2017).

4.	Und die Gegenöffentlichkeit?

Anders als etwa in Frankreich, wo Präsident Emmanuel Macron 
durch verschiedene Formate von grands débats über staatliche 
Politik sowie der Einberufung eines medial stark inszenierten 
Klimabürgerrats – dessen vorgelegte zahlreiche Empfehlungen 
Macron fast komplett zu akzeptieren versprochen hat – bewusst 
auf die massive Gegenöffentlichkeit der „Gelbwestenbewe-
gung“ (gilets jaunes) reagiert hat (Yeung 2020), erscheinen in 
Deutschland die partizipativen Formate, die auf rationalen 
Dialog setzen, nahezu unverbunden mit den Dynamiken „post-
demokratischer Empörung“. Diese zeigen sich seit Jahren in 
Deutschland in so unterschiedlichen Demonstrationen wie z.B. 
von Occupy, „Mahnwachen für den Frieden“, oder Pegida und 
artikulieren eine „Empörung, die vor allem diffuse Wut und 
Ängste kanalisiert“ (Ullrich 2017: 232).9 Diese Bewegungen 
äußern sich ebenfalls zu außen- und sicherheitspolitisch rele-
vanten Themen. Diese Form von Partizipation will eine „un-
gezähmte“ Öffentlichkeit sein und konstituiert sich nicht nur 
durch „kritische Bürger/-innen“ im oben bezeichneten Sinne, 
sondern auch durch radikal systemablehnende Haltungen. 
Diese „Bewegungen sind ein Element nicht domestizierter 
Demokratie und können doch auch deren Untergrabung oder 
gar Abschaffung anstreben“ (Ullrich 2017: 245). Wie auch 
in dem Beitrag von Hendrik Hegemann (in diesem Heft) zu 
Politisierung betont wird, ist es eine empirisch offene Frage, 
welche Formen von Politisierung normativ wünschenswert 
sind. Einige Phänomene bergen das Potenzial, den inneren 
Frieden zu bedrohen, sodass diese auch von der deutschen 
Friedens- und Konfliktforschung intensiver untersucht werden 
sollten, die hier produktive Verbindungen mit der seit Langem 
etablierten Protestforschung eingehen kann (Daphi et al. 2017).

Die wissenschaftlich institutionalisierte deutsche Friedens- und 
Konfliktforschung hatte in Zeiten des Kalten Krieges und Jahre 
danach zahlreiche eigene Verbindungen zu denjenigen, welche 
als deutsche Friedensbewegung auf den Straßen unterwegs wa-
ren. Dieser Protest schien nur progressiven, friedensförderlichen 
Zwecken zu dienen. Dagegen entsteht heute ein vielschichtiges 
Bild von Protesten, die medial wirksam sehr unterschiedliche 
Zielsetzungen und Haltungen propagieren (Daphi et al. 2017). 
„Fridays for Future“ mobilisieren für eine zukunftsorientierte 

9	 „Ihre postdemokratischen Kernmerkmale (…) sind: die radikale 
Ablehnung des politischen Systems und seiner Vertreter*innen, 
minimales Vertrauen in politische und sonstige Institutionen, geringe 
politische Erfahrung und organisatorische Einbindung, Ablehnung 
politischer Verortung und Einordnung sowie stattdessen vor allem 
spontaner Protest auf der Basis schwacher Identitäten“ (Ullrich 2017: 
232).
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